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DEBATTE

Die hart geführte linke Migrationsdebatte nahm in der September-Aus-
gabe »Blätter«-Mitherausgeber Hans-Jürgen Urban unter die Lupe. Ihm 
antwortet die Direktorin des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts der Hans-Böckler-Stiftung, Anke Hassel. 

Hans-Jürgen Urban stellt in seiner ein-
gehenden Analyse der Migrationsfra-
ge als „Zerreißprobe der Linken“ zwei 
Positionen gegenüber: den menschen-
rechtsorientierten Universalismus, der 
selbst die Regulierung der Migration 
als Verrat an dem Recht aller auf ein 
gutes Leben kritisiert, und die sozial-
staatliche Solidarität, die auf die Fol-
gen unregulierter Arbeitsmigration 
für die nationalen Wohlfahrtsstaaten 
hinweist. Der Beitrag endet mit einem 
donnernden „Sowohl-als-auch“ und 
dem Hinweis, dass man die Diskussion 
führen muss, auch wenn sie schmerz-
haft ist. Letzterem ist auf jeden Fall zu-
zustimmen. Denn in der Tat muss sich 
die Linke zum Thema der Migration 
verhalten. 

Prinzipiell bereichert Migration 
unsere Gesellschaft. Allerdings brau-
chen wir gute Instrumente ihrer 
Regulierung, was in der gegenwär-
tigen Debatte aufgrund diverser Tot-
schlagargumente oft nicht zur Sprache 
kommt. 

Dabei ist, erstens, regulierte Migra-
tion weder rassistisch noch xenophob. 
Die in der Debatte häufig anzutref-
fende Zuordnung, wonach jede Regu-
lierung von Zuwanderung schon des 
Rassismus verdächtig ist, ist ein rhe-
torischer Trick, aber kein Argument. 
Gerade Einwanderungsländer haben 
klare Kriterien zur Migration. Das 
kanadische Beispiel ist da eindeutig. 

Dass diese sich an den Bedürfnissen 
der Zielländer orientieren, ist folge-
richtig, da diese mit der Migration 
umgehen müssen. Nur wenn es auf 
beiden Seiten passt, kann Migration 
funktionieren. 

Zweitens ist das Argument, dass die 
Regulierung von Migration abzuleh-
nen sei, weil jede und jeder das Recht 
haben solle, in einem wohlhabenden 
Land leben zu können, aus der Luft 
gegriffen, da dieses Recht nicht im 
Kanon universeller Menschenrechte 
verankert ist. Auf der Menschen-
rechtsagenda findet sich das Recht auf 
Migration nicht. Selbst Menschen-
rechtsorganisationen wie Amnesty 
International oder Human Rights 
Watch argumentieren nicht für Migra-
tion als ein Menschenrecht. Zudem 
sind auch universelle Menschen-
rechte an Regulierungen und Voraus-
setzungen gebunden. Es gibt keinen 
Anspruch auf direkte Ausübung eines 
Rechts – wenn es eins wäre – ohne 
Regeln und Voraussetzungen. Hier 
wird die intellektuelle Agenda in eine 
Richtung verschoben, die auch in der 
progressiven Diskurslandschaft eine 
Nische und nicht mehrheitsfähig ist. 

Drittens ist der häufig kritisierte 
Satz „Sozial geht nur national“ in 
erster Linie eine empirische Tatsa-
che und wird nicht weniger wahr, 
wenn man ihn in die Nähe der Nati-
onalsozialisten rückt. (Nur zur Klar-
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Linke nicht wieder erholen wird. Nicht 
nur die Linke, sondern Europa und sei-
ne Mitgliedstaaten insgesamt befin-
den sich bereits in einer Zerreißprobe, 
die maßgeblich vom Thema Migration 
bestimmt wird. Der Austritt Großbri-
tanniens aus der EU war getrieben von 
den Erfahrungen mit Arbeitsmigration 
aus Osteuropa, die das zwar liberale, 
aber dennoch universelle Sozialsys-
tem Großbritanniens unter Druck ge-
setzt hatte. Die Brexiteers hätten nie-
mals die Mehrheit der Wählerinnen 
und Wähler zu einem Austritt bewe-
gen können, wenn diese Themen nicht 
bereits gesellschaftlich als relevant 
empfunden worden wären. 

Das Gleiche gilt für die Ausbreitung 
des Rechtspopulismus in der EU. Man 
kann die Frage des Rechtspopulismus 
als eine des Kulturkampfs definieren. 
Dann müssen die Linken ihren star-
ken Positionen treu bleiben, genügend 
Anti-AfD-Demos organisieren und 
sich auf Twitter über AfD, Brexit und 
Trump lustig machen, bis sich irgend-
wann die Rechtspopulisten geschla-
gen geben. 

Die wahrscheinlichere Alternative 
ist jedoch, dass der Kulturkampf in sei-
nen Auswüchsen nichts zur Bekämp-
fung der Rechtspopulisten beiträgt, 
sondern vielmehr zu ihrer Stärkung. 
Es werden dann nach dem Vorbild 
Österreichs die Parteiensysteme wei-
ter ausfransen und die Konservativen 
nach einer gewissen Wartezeit auch 
Koalitionen mit Rechtspopulisten 
eingehen. Je weniger linke Kommu-
nal- oder Regionalregierungen mit 
den vorhandenen Problemen vor Ort 
(siehe die Einlassungen des Oberbür-
germeisters von Duisburg von der SPD) 
zurechtkommen, aber dafür lautstark 
die offene Gesellschaft verteidigen, 
desto stärker fällt die Reaktion in Rich-
tung Rechtspopulismus aus. 

Das heißt nicht, dass man univer-
selle Werte aufgeben oder der AfD 
hinterherlaufen sollte. Man darf auch 
nicht den Rechtsstaat beugen und win-
dige Abschiebungen organisieren. 

xenophob, auf diesen Zusammenhang 
hinzuweisen.

Die Erosion von Tarifverträgen und 
Gewerkschaften wird von Arbeits-
migration befördert. In Deutschland 
schaue man sich die Mitgliederent-
wicklung der IG BAU nach der Verab-
schiedung der Entsenderichtlinie im 
Jahr 1996 an.3 Die Bauwirtschaft ist 
der wesentliche Einsatzbereich für die 
Arbeitnehmerentsendung in Deutsch-
land. Wer sich dafür nicht interessiert 
oder den Gewerkschaften selbst die 
Schuld dafür gibt, macht es sich zu ein-
fach. 

Natürlich kann man die Ergebnisse 
jahrzehntelanger empirischer For-
schung zur Seite legen, weil die Impli-
kationen „schlichtweg zu kalt“ sind. 
Hier geht es jedoch nicht um „analy-
tische Engführung, politische Unein-
deutigkeiten und emotionale Kälte“, 
sondern um eine Wahrnehmung der 
Realität und der Fachliteratur. 

» Die Open-Border-Position ist auch 
aus politischen Gründen die kältere 
und nicht die wärmere Position.«

Drittens ist, um politisch eindeutig 
und analytisch breiter zu sein und 
dazu noch im Bild zu bleiben, die 
Open-Border-Position auch aus politi-
schen Gründen die kältere und nicht 
die wärmere Position. Es gibt ein fun-
damentales Missverhältnis von poli-
tischer Wünschbarkeit und Machbar-
keit beim Thema Migration (ganz ähn-
lich beispielsweise auch beim Thema 
Grundeinkommen). Selbst wenn eine 
Open-Border-Politik wünschbar sein 
sollte, was ich aus oben genannten 
Gründen anders sehe, wäre die Folge 
ein Schub in Richtung eines globalen 
Rechtspopulismus, von dem sich die 

3  Zahlen dazu finden sich hier: Anke Hassel 
und Wolfgang Schroeder, Gewerkschaftliche 
Mitgliederpolitik – Schlüssel für eine starke 
Sozialpartnerschaft, in: „WSI Mitteilungen“, 
Heft 6/2018 (im Erscheinen).

stellung: Das tut Hans-Jürgen Urban 
ausdrücklich nicht, aber es begeg-
net einem in der Debatte immer 
wieder.) Es gibt bis heute keine 
supranationale Form des Sozial-
staats – mit ganz wenigen Ausnah-
men, etwa den europäischen Sozial- 
fonds, die im Vergleich zu nationalen 
Sozialleistungen jedoch nur von mar-
ginaler Bedeutung sind. 

Sozialstaatliche Strukturen bauen 
allesamt auf der nationalstaatlich ver-
fassten Solidarität von Bürgerinnen 
und Bürgern auf, die bereit sind, Steu-
ern und Beiträge zu bezahlen, um sich 
gegen soziale Risiken zu versichern. 
Es gibt eine sehr breite, empirisch fun-
dierte Literatur zu den Bedingungen 
von Wohlfahrtsstaaten und den Mög-
lichkeiten und Grenzen ihrer Univer-
salisierung.1 Die Befürwortung von 
Umverteilung ist an politische Koali- 
tionen geknüpft und an die Erwar-
tung, dass diejenigen, die einzahlen, 
vom Sozialstaat auch profitieren. Wenn 
dieses Verhältnis aus dem Ruder läuft, 
sinkt die Bereitschaft, soziale Leis-
tungen zu finanzieren. Was passiert, 
wenn universalistisch orientierte 
Wohlfahrtsstaaten mit hohen Migrati-
onszahlen konfrontiert werden, konnte 
man eben erst beim Wahlausgang in 
Schweden beobachten. 

Ebenso gibt es Erfahrungen aus der 
empirischen Forschung zur Wirkung 
von Migration auf Arbeitsmärkte. 
Während Ökonomen den positiven 
Nettoeffekt von Migration für die 
Gesellschaft betonen, sind die Vertei-
lungswirkungen und Auswirkungen 
auf Regulierungen und Institutionen 
nicht im Fokus ihrer empirischen Stu-
dien. Dabei geht es nicht um die Frage, 
ob Migranten mehr in den Sozialstaat 
einzahlen, als sie ausbezahlt bekom-
men, sondern um die Frage der Insti-

1  Dazu klassisch: Walter Korpi und Joakim 
Palme, The Paradox of Redistribution and 
Strategies of Equality: Welfare State Insti-
tutions, Inequality, and Poverty in the Wes-
tern Countries, in: „American Sociological 
Review“, 5/1998, S. 661-687. 

tutionen und Strukturen des Arbeits-
marktes. Allen, die sich für das Thema 
interessieren, sei das Buch von Michael 
Piore „Birds of Passage“ (übersetzt 
Zugvögel) aus dem Jahr 1979 über 
die Effekte der Arbeitsmigration in 
den USA empfohlen. Dort beschreibt 
er im Detail die Wechselwirkung der 
Arbeitsmigration mit dem einheimi-
schen Arbeitsmarkt. Zunächst wird die 
billige Zuarbeit von Migranten von der 
aufnehmenden Gesellschaft dankbar 
angenommen. Über die Zeit hinweg 
entwickelt sich jedoch eine langsam 
erodierende Wirkung der Billigkon-
kurrenz auf den ersten „regulären“ 
Arbeitsmarkt, gegen die sich wiede-
rum die einheimischen Belegschaften 
mit der Forderung nach Schließung 
des Arbeitsmarktes wehren. Hier zeigt 
sich: Wie man die Arbeitsbedingun-
gen für Arbeitsmigranten reguliert, 
hat große Folgen für ihre langfristige 
Integration in den Arbeitsmarkt. 

» Die Erosion von Tarifverträgen und 
Gewerkschaften wird von Arbeits-
migration befördert. «

Arbeitgeberverbände und Unterneh-
men wünschen sich eine Öffnung der 
Einwanderungspolitik und begrüßen 
daher den Gesetzentwurf für ein Ein-
wanderungsgesetz. Sie tun es umso 
stärker, je mehr sie von einem quali-
fizierten und billigen Arbeitsangebot 
profitieren. So tut sich insbesondere 
der Deutsche Industrie- und Handels-
kammertag mit Analysen hervor, die 
beispielsweise dem Sicherheitsgewer-
be einen Fachkräftemangel beschei-
nigen, der durch Zuwanderung aus 
Drittstaaten behoben werden soll.2 
Die Folge dieser Migration wird ein 
wachsender Niedriglohnsektor sein. 
Es ist jedoch weder links noch sozial, 
dies zu verschweigen – und auch nicht 

2  Eric Seils, Mangel an Fachkräften oder Zah-
lungsbereitschaft. Eine Analyse von Daten des 
DIHK, WSI Report Nr. 41, 2018.
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Aber zwischen den extremen Positi-
onen gibt es viele pragmatische. Eine 
davon wäre, die Integrationsfähigkeit 
und -bereitschaft einer Gesellschaft 
nicht zu überschätzen und die Men-
schen mit ihren Problemen nicht allein 
zu lassen. 

» Die humanste Lösung ist immer, 
dass Menschen in ihrem Heimatland 
leben können. «

Was bedeutet all das für eine humane 
Migrationspolitik? Zunächst einmal 
ist die humanste Lösung immer, dass 
Menschen in ihrem Heimatland leben 
können. Auch wenn die „Beseitigung 
von Fluchtursachen“ ein Placebo- 
begriff der Politik ist, muss dort der 
Humanismus ansetzen. 

Zweitens ist die Regulierung der  
Zuwanderung humaner als die Ab- 
schiebung von Menschen, die bereits 
seit Jahren unterwegs sind. Man sollte 
nicht erst Zuwanderung erlauben und 
später, zum Beispiel wenn die Men-
schen mit befristeter Arbeitserlaubnis 
doch keine auskömmliche Arbeit fin-
den, sie wieder des Landes verweisen. 
Daraus folgt, dass die Anforderungen 
an Zuwanderung eher höher als nied-
riger ausfallen sollten. 

Drittens sollte man die Integration 
unterschiedlicher Kulturen in die harte 
deutsche Realität nicht unterschätzen. 
Das gilt für die Sprache ebenso wie für 
die schlechten Bedingungen in den 
Bereichen Schule und Wohnung. Es 
erfordert eine beträchtliche Anstren-
gung, große Zahlen von Migrantin-

nen und Migranten in das deutsche 
Bildungssystem zu integrieren. Die 
Erfahrungen mit der großen Flucht im 
Jahr 2015 stimmen nicht gerade zuver-
sichtlich, dass es in Zukunft besser 
gelingen wird. Zuwanderung sollte 
daher unbedingt mit Sonderinvestitio-
nen in Bildung und Wohnungsbau ver-
knüpft werden. 
Viertens sollten die Bundesregie-
rung wie auch die Sozialpartner ne-
ben ihrem Einwanderungsgesetz die 
Folgen von Arbeitsmigration für die 
Regulierung der Arbeitsmärkte und 
die Arbeitsbedingungen von Migran-
ten ernst nehmen. Ausbeutung von 
Migranten findet bereits heute tau-
sendfach statt.4 Derzeit interessiert 
sich nur eine kleine Gruppe von Ex-
perten für das Thema. 

Es wird für die Linke in den nächs-
ten Jahren zentral darauf ankommen, 
wie sie mit dem Thema Migration 
umgeht. Da Verdrängungskonkurrenz 
real ist und der gesellschaftliche Dis-
kurs verroht, sollte sie viel dafür tun, 
die gesellschaftliche Polarisierung zu 
reduzieren, anstatt sie anzuheizen. 
Das gilt insbesondere für die Gewerk-
schaften, deren Mitglieder bereits 
jetzt schon tief gespalten sind. Was wir 
brauchen, sind Foren der Diskussion 
und des Ausgleichs. Was wir dage-
gen nicht brauchen, sind unbeugsame 
Prinzipiendebatten. 

4  Bettina Wagner und Anke Hassel, Posting, 
subcontracting and low-wage employment 
in the German meat industry, in: „Transfer 
Special Issue on Labour mobility in the EU: 
between economic freedom and labour stan-
dards“, 2/2016, S. 163-178.

Anzeige


